
Beglaubigte Abschrift 

Eingegangen 
1 3. NOV. 1017 

SEpt ULEllLOVIC 
RECHTSANWALT 

Landgericht Berlin 
Im Namen des Volkes 

Teilurteil 
Geschäftsnummer: 91 a 0 30/17 verkündet am : 02.11.2017 

_ Justizbeschäftigte 

In dem Rechtsstreit 

- Prozess bevollmächtigter: 
Rechtsanwalt Bepi Uletilovic, 
Wulffstraße 14, 12165 Berlin,- 

gegen 

Klägerin, 

Beklagte, 

hat die Zivilkammer 91 a des Landgerichts Berlin in Berlin - Mitte, Littenstraße 12-17, 10179 Berlin, 

in der mündlichen Verhandlung vom 02.November 2017 durch die Vorsitzende Richterin am 

Landgericht_als Einzelrichterin 

für Recht erkannt: 

1. Die Beklagten werden verurteilt, als Gesamtschuldner Auskunft und Rechenschaft über alle in 

Bezug auf das gesamte Bankvermögen des am geborenen und am 

verstorbenen Erblassers in dem Zeitraum vom 
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s.Oktober 2013 bis zum 19.Januar 2015 getätigten Geschäfte und über die Verwendung dieses 

Bankvermögens Rechenschaft abzulegen. 

2. Die Kostenentscheidung bleibt dem Schlussurteil vorbehalten. 

3. Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von EUR 200,00 vorläufig vollstreckbar. 

Tatbestand 

Die klagende Miterbin nimmt den beklagten Bruder des Erblassers und dessen Ehefrau im Wege 

der Stufenklage auf Auskunft und Zahlung in Anspruch. 

Die Klägerin und der Beklagte zu 2 sind Erben des am 

verstorbenen 

eborenen und am • 

Die Erbquote beträgt 2/3 für 

die Klägerin und 1/3 für den Beklagten zu 2. Die Beklagte zu 1 ist die Ehefrau des Beklagten zu 2. 

Am 5.0ktober2013 erteilte der Erblasser den Beklagten auf Grundlage eines Vordrucks eine 

,,(Vorsorge-)Vollmacht". Von ihrem Umfang her gewährte diese eine unbeschränkte 

Vertretungsbefugnis gegenüber Kreditinstituten. Die auf dem Vordruck vorhandene Option, dass 

von der Vollmacht erst Gebrauch gemacht werden kann, wenn der Erblasser zur Regelung seiner 

Angelegenheiten selbst nicht mehr in der Lage ist (sogenannte Vorsorgevollmacht), wurde nicht 

gewählt. 

Die Beklagte zu 1 nutzte ab Dezember 2013 eine zu ihren Gunsten bestehende Vollmacht bei der 

_, um vom Girokonto des Erblassers verschiedene Überweisungen und Auszahlungen 

vorzunehmen. Als Bevollmächtigte löste sie nach dem Tod des Erblassers auch ein Sparkonto' bei 

der auf, wovon die Beklagten der Klägerin 2/3 des Betrages auch auszahlten. 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den klägerischen Schriftsatz vom 29.5.2017 verwiesen. 

Die Klägerin ist der Ansicht, als Erbin stünden ihr (Informations-)Ansprüche aus einem der 

Vollmachterteilung zugrunde liegenden Auftragsverhältnis zwischen Erblasser und den Beklagten 

zu. 

Die Klägerin beantragt, 
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die Beklagten als Gesamtschuldner zu verurteilen, Auskunft und Rechenschaft über alle in 

Bezug auf das gesamte Bankvermögen des am geborenen und am •••• 

verstorbenen Erbl dem Zeitraum vom 5.10.2013 bis 

19.1.2015 getätigten Geschäfte und über die Verwendung dieses Bankvermögens 

Rechenschaft abzulegen. 

Die Beklagten beantragen, 

die Klage abzuweisen. 

Die Beklagten meinen, die Klägerin habe keinen solchen Informationsanspruch. Dazu behaupten 

sie, die besagten Bankgeschäfte seien nicht auf Grundlage der Vollmacht vom 5.0ktober2013 

getätigt worden. Diese Vollmacht habe vorausgesetzt, dass der Erblasser zur Regelung seiner 

Angelegenheiten nicht mehr in der Lage gewesen sei. Dies sei zu seinen Lebzeiten nie der Fall 

gewesen. Zudem könne die Beklagte sich aufgrund ihrer ErbensteIlung selbst Kenntnis über die 

getätigten Bankgeschäfte verschaffen. 

Entscheidungsgründe 

Die zulässige Klage ist begründet. 

I. 

Der Klägerin steht aus Auftragsrecht ein Anspruch auf Auskunft gegenüber den Beklagten als 

Gesamtschuldner zu, wie, wann und für welche Zwecke die vom Erblasser erteilte Vollmacht zu 

Bankgeschäften mit dem Vermögen des Erblassers genutzt wurde. Der Auskunftsanspruch 

umfasst alle in Bezug auf das gesamte Bankvermögen des Erblassers in dem Zeitraum vom 

5.0ktober2013 bis 19.Januar .2015 getätigten Bankgeschäfte einschließlich der Verwendung der 

Mittel, vor allem, soweit sie auf Konten der Beklagten zu 1. Überwiesen wurden. 

Im Rahmen des Auftragsrechts ist der Auftragnehmer gemäß § 666 Alt. 3 BGB verpflichtet, dem 

Auftraggeber nach der Ausführung des Auftrags auf Verlangen Rechenschaft abzulegen. Mehrere 

Beauftragte aus demselben Auftragsverhältnis haften als Gesamtschuldner (Schäfer, in: 

Münchener Kommentar zum BGB, 7. Auflage 2017, § 666 Rn. 16). Dieses Informationsrecht geht 

im Todesfall auf die Erben des Auftraggebers über (Schäfer, in: Münchener Kommentar zum 

BGB, 7. Auflage 2017, § 666 Rn. 8) 

1. 

Zwischen den Beklagten und dem Erblasser bestand aufgrund der Vollmachterteilung ein 

Auftragsverhältnis. Denn bei Unentgeltlichkeit der Ausübung basiert die Vollmachterteilung 

regelmäßig auf einem Auftrag. Anhaltspunkte die gegen ein Auftragsverhältnis sprechen könnten, 
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sind nicht ersichtlich. Zwar erteilte der Erblasser die Vollmacht seinem Bruder und seiner 

Schwägerin, mithin innerhalb des Familienkreises. Aber aufgrund des Zwecks und finanziellen 

Risikos der umfangreichen Vertretungsmacht anlässlich seines fortschreitenden Alters mit 

zumindest drohender Geschäftsunfähigkeit ist ein Rechtsblndunqswltle mit entsprechenden 

Informationspflichten anzunehmen. Im Übrigen ist die Einwendung der Beklagten, nicht auf 

Grundlage der Vollmacht vom 5.1 Oktober2013 gehandelt zu haben, nicht erheblich. Zum einen 

war die Vollmachterteilung vom 5.0ktober2013 ausdrücklich nicht bedingt auf den Eintritt und 

Nachweis der Geschäftsunfähigkeit des Erblassers. Sie gewährte somit eine unbeschränkte 

Vertretungsbefugnis gegenüber Kreditinstituten. Zum anderen bestreiten die Beklagten nicht, dass 

ihnen beiden eine umfangreiche Vollmacht für Bankgeschäfte erteilt wurde, welche ein . 

Auftragsverhältnis begründet. Ob der oder der _ die Urkunde vom 

....--." 5.0ktober 2013 oder ein anderer Nachweis für ihre Vertretungsbefugnis vorgelegt wurde, ist für 

die rechtliche Bewertung der Stellvertretung und dem daraus folgenden Auftragsverhältnis 

unerheblich. 

2. 

Aus dem Auftragsverhältnis ergibt sich für die Klägerin als Erbin des Auftraggebers ein Anspruch 

gemäß § 666 Alt. 3 BGB gegen die Beklagten auf Rechenschaftslegung über die Ausführung des 

Auftrags. Der Informationsanspruch steht dem Auftraggeber bzw. dessen Erbin selbstständig zu; 

er setzt nicht das Bestehen eines weitergehenden Anspruchs voraus, zu dessen Vorbereitung die 

begehrte Information dienen soll. Entgegen der Auffassung der Beklagten bestehtder Anspruch 

auch unabhängig davon, ob der Auftraggeber die Information selbst auf zumutbare Weise 

erlangen kann (Mansei, in: Jauernig, Kommentar zum BGB, 16. Auflage 2015, § 666 Rn. 2).3. 

Der Anspruch auf Rechenschaftslegung umfasst alle in Bezug auf das gesamte Bankvermögen 

des Erblassers in dem Zeitraum vom 5.0ktober2013 bis 19.Januar2015 getätigten Geschäfte der 

Beklagten als seine Bevotlrnächtiqten. Damit eingeschlossen ist auch die jeweilige Verwendung 

des Bankvermögens. 

Denn die Beauftragten sind nach § 666 Alt. 3 BGB verpflichtet, in verkehrsüblicher Weise alle 

wesentlichen Einzelheiten ihres Handeins zur Auftragsausführung darzulegen und dem 

Auftraggeber die notwendige Übersicht über das besorgte Geschäft durch Vorlage einer 

geordneten Aufstellunq zu verschaffen (vgl. D. Fischer, in: BeckOK BGB, Bamberger/Roth, 43. 

Edition, § 666 Rn. 10). Daraus ergibt sich, dass die Beklagten zur Rechenschaftslegung über alle 

Fälle ihrer Stellvertretung des Erblassers verpflichtet sind, was auch die Bankgeschäfte in dem 

beantragten Zeitraum einschließt. 

11. 

Die Entscheidung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit beruht auf § 709 S. 1 ZPO. Die Kammer hat 

den Aufwand der Auskunftserteilung als Sicherheitsleistung festgesetzt (Zöller-Herget, ZPO, 
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31.Auflage, § 709 Randnummer 6 mit weiteren Nachweisen). Die Kostenentscheidung bleibt dem 

Schlussurteil vorbehalten. 

- 
Für die Richtigkeit der Abschrift 
Berlin, den 09.11.2017 

- Justizbeschäftigte 

Durch maschinelle Bearbeitung beglaubigt - ohne Unterschrift gültig. 
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